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Bundstellt 450
Millionen für
Solarenergiebereit

Energiewende In den ersten
zehn Monaten des laufenden
Jahres sind in der Schweiz über
18 000 Fotovoltaikanlagen mit
einer Leistung von insgesamt
360 Megawatt installiert wor-
den. Dies meldete das Bundes-
amt für Energie (BFE) am Frei-
tag. Damit wird der Rekord vom
letzten Jahr wahrscheinlich ge-
brochen: In den ersten zehn Mo-
naten stieg die Zahl der Anmel-
dungen für die Einmalvergü-
tung des Bundes um einen
Viertel, im dritten Quartal sogar
um 40 Prozent.

Allein im September habe es
2000 Anmeldungen gegeben,
so das BFE. Für das nächste Jahr
stellt der Bund weitere 450 Mil-
lionen Franken für Fotovoltaik
zur Verfügung. Damit soll der
Zubau auch im nächsten Jahr
rasch und ohne Wartefristen für
Fördergelder weitergehen, so
das BFE.

Alle Anlagenbetreiber, die
ihr Gesuch für kleine Fotovol-
taikanlagen bis Ende August
dieses Jahres eingereicht haben,
erhalten bis Jahresende die Zu-
sicherung für die Einmalvergü-
tung. Diese Vergütung könne
voraussichtlich auch im nächs-
ten Jahr für alle Anlagenbetrei-
ber ausbezahlt werden, die ihr
vollständiges Gesuch bis Ende
Oktober 2022 einreichen, teilt
das BFE weiter mit. (wap)

ANZEIGE

DieSchülersollendieE-IDetablieren
Ein Digitalisierungsexperte zeigt Wege auf, wie die neue staatliche elektronische Identität schnell einen konkreten Nutzen hat.

Othmar vonMatt

Stephan Schweizer ist CEO der
Nevis Security AG und befasst
sich seit Jahren mit digitalen
Identitäten. Vor allem aber hat
er eine Vision mit der elektroni-
schen Identität (E-ID) für die
nächsten fünf bis zehn Jahre in
der Schweiz. So lange dauert
eine digitale Generation.

Sie sieht so aus: Schülerin-
nen und Schüler der Oberstufe
und der Kantonsschule erhalten
eine E-ID, sobald sie existiert.
Sie werden sofort ins neue Sys-
tem integriert. Das ist einfach.
Die Jugendlichen arbeiten schon
heute mit der Lernplattform
Moodle. Dort loggen sie sich ein,
erhalten ihre Aufgaben, laden
erledigte Arbeiten hoch.

Künftig sollen dies die Ju-
gendlichen mit der E-ID tun
können, die der Staat heraus-
gibt. Sie soll sie ihr Leben lang
treu begleiten: an die Universi-
tät, zur Eröffnung eines Bank-
kontos, beim Zügeln, für eine
Wohnsitzbestätigung und einen
Betreibungsregisterauszug, für
eine Hausratsversicherung.

Für Schweizer ist klar: Die
neue staatliche E-ID, die nach
dem Nein vom 7. März zur priva-
ten E-ID geplant wird, muss
einen klaren Nutzen haben. Da-
für ist Schweizer Spezialist. Sei-
ne Nevis Security gilt als Markt-
führerin im digitalen Identity-
Management. Zu ihren Kunden
zählen die Bundesverwaltung,
diverse Kantone und Unterneh-

men wie Swisscom, UBS und
Mobiliar Versicherung.

Noch ist unklar, wann die
neue staatliche E-ID bereit sein
wird. Bis Mitte Oktober fand
dazu eine öffentliche Anhörung
statt. Und der Bundesrat soll
nochvorEndeJahreinenGrund-
satzentscheid fällen.

Schon jetzt ist absehbar, dass
er sich für die Self Sovereign
Identity (SSI) entscheiden wird,
die selbstbestimmte Identität.
Sie bringt das, was die Abstim-
mungssieger fordern: Sie ist de-
zentral, datensparsam und be-
rücksichtigt den Datenschutz
schon bei der technischen Lö-
sung. Nutzerinnen und Nutzer
verwalten ihre digitalen Identi-
täten selber, sind nicht von
einem zentralen Identitäts-
dienstleister abhängig.

VergleichbarmitUmstieg
aufElektro-Mobilität
Wählt der Bundesrat SSI, baut
derBundein eigenesÖkosystem
auf, das durchgehende digitale
Prozesse bietet. «Der Bau eines
solchen Ökosystems», sagt
Schweizer, «ist in der realen
Welt vergleichbar mit dem Um-
stieg auf die Elektro-Mobilität.»

Er hat die öffentliche Anhö-
rung ausgewertet. 86 Prozent
sprechen sich da für ein Ökosys-
tem aus und nicht für einen di-
gitalen Ausweis, wie er mit der
privaten E-ID geplant war. Das
spricht für eine Lösung auf SSI-
Basis. 54 Prozent der Antwor-
tenden fordern diese explizit.

Nur: Welchen Nutzen hat eine
E-ID auf SSI-Basis? Wie soll das
System aufgebaut werden?

— In einer ersten Phase soll der
Staat seine Interaktionen mit
Bürgerinnen und Bürgern digi-
talisieren, sagt Schweizer. Das
Beispiel Dänemarks zeigt, dass
es dafür jährlich 36 Interaktio-
nen gibt – wie Steuern ausfüllen,
eine Betreibungsurkunde oder
Wohnsitzbestätigung anfor-

dern. «Damit hätte man sehr
schnell eine kritische Masse er-
reicht – was für die Schweiz zwei
bis drei Millionen regelmässige
E-ID-User bedeutet.»

— Staatsnahe Betriebe wie Post
und SBB haben geschätzt je drei
Millionen Online-Nutzerinnen
und Nutzer. Bei der Post kommt
die Swiss Sign Group dazu mit
1,75 Millionen Nutzern. Sie sol-
len eingebunden werden. Mit

diesen Datentöpfen steigen die
Interaktionen schnell an.

— Im Hochschulbereich gibt es
bereits die Switch edu-ID. Ihr
sind aktuell 560 000 Identitä-
ten und 1400 Dienste ange-
schlossen. «Es ist wichtig, dass
wir die Jungen über den Bil-
dungsbereich früh einbinden»,
sagt Schweizer. «Für sie ist es
natürlich, überall eine E-ID ein-
zusetzen.»

— Gesundheitswesen einbin-
den: Die Pandemie hat vor Au-
gen geführt, wie wichtig die Di-
gitalisierung des Gesundheits-
wesens ist. Hier sieht Schweizer
grosse Chancen für die Patien-
tinnen und Patienten – gerade
beim elektronischen Patienten-
dossier: «Der Patient kann dann
stigmatisierende Daten wie
etwa einen positiven HIV-Test
sehr selektiv freigeben.» Das
Thema Patientendossier soll
aber gemäss Schweizer erst in
einer zweiten Phase angegan-
gen werden – wegen der komple-
xen regulatorischen Anforde-
rungen beim Datenschutz.

— Wirtschaft an Bord holen:
Wer heute online einBankkonto
eröffnet, muss die Identität mit
einem ID-Scan beweisen. Ein
Videochat belegt, dass es um
eine lebende Person geht. Diese
Prozesse seien «mühsam und
teuer», sagt Schweizer. Deshalb
sei eine staatliche E-ID für Ban-
ken attraktiv. «Sie liefert eine
Basisidentität für jede Bank und
ist gesetzeskonform: Deshalb
bietet sie den Banken sehr gros-
ses Sparpotenzial.» Das hat mit
der Abbruchquote beim Online-
Shopping zu tun. Heute werden
im E-Commerce 27 Prozent der
Einkäufe abgebrochen, weil der
Registrierungsprozess nicht zu
Ende geführt wird. Damit geht
Umsatz verloren.Miteinem ver-
einfachten Registrierungspro-
zessaufSSI-BasiskönntedieAb-
bruchquote gesenkt werden.

Nach demNein
zur privaten E-ID
im vergangenen
Frühling plant
der Bundesrat
nun eine staat-
liche Lösung.
Bild: Britta Gut

KarinKeller-Sutterattackiert
GoogleundFacebook

Die Justizministerin vergleicht die Techkonzerne mit Velodieben.
Für die Übernahme von Inhalten der Medienhäuser sollen sie zahlen.

Ein Raunen ging am Donners-
tagabend durch das Publikum
im Zürcher Hallenstadion. Bun-
desrätin Karin Keller-Sutter
sprach am «Digital Economy
Award». Der Vergleich sei ein
wenig zugespitzt, kündigte sie
ihre Aussage an. Dann meinte
die Justizministerin: «Es ist, wie
wenn man mit einem gestohle-
nen Velo herumfährt.»

Wer sind die Velodiebe? Kel-
ler-Sutterbezogsichaufamerika-
nischeTech-GigantenwieGoogle
und Facebook. Ihre Kritik erläu-
terte die Bundesrätin am Rande
derVeranstaltungso:«Produkte,
die man nicht selber hergestellt
hat, kann man nicht kostenfrei
zur Verfügung stellen.»

Thema der Bundesrätin war
dasLeistungsschutzrecht.Das ist

die Anwendung des Urheber-
rechtsaufdigitalenPlattformen.
DieSchweizerMedienunterneh-
menverlangenGeldvonGoogle
und Facebook, weil diese einen
Teil ihrerGewinnemitdenInhal-
ten der Medienhäuser erzielen.

Keller-Sutterverweistauf
SchutzgeistigenEigentums
Den Leistungsschutz gibt es in
der Schweiz bisher nicht. Aber
das Europäische Parlament und
der Rat haben im Frühling 2019
eine Richtlinie erlassen. Sie wird
nun von den EU-Mitgliedern
umgesetzt. In Deutschland ist
das entsprechende Gesetz be-
reits in Kraft; in Österreich fin-
den derzeit parlamentarische
Beratungen statt. Die Presse
schreibt von der «Lex Google».

Ein Gesetz über den Leistungs-
schutz besagt nicht, wie hoch
die Summe ist, die fliesst. Es ist
die Grundlage dafür, dass die
Medienunternehmen Forderun-
gen an Google und Facebook er-
heben können. Auf dem Spiel
steht viel Geld, denn die Tech-
konzerne erzielen Milliardenge-
winne. Von diesen sollen sie ei-
nige Prozente an die Medien-
unternehmen weitergeben.

DasDepartementvonKeller-
Sutter arbeitet derzeit einen Be-
richt aus: Es geht um die Evalua-
tion des Urheberrechts und um
den Leistungsschutz. Die Justiz-
ministerinbetonte,dasssienicht
für den ganzen Bundesrat spre-
chenkönne.Siepersönlichseider
Meinung,dass inderSchweizein
Leistungsschutzrecht nötig sei.

«Ein liberaler Staat schützt das
Eigentum. Und geistiges Eigen-
tum ist auch Eigentum», sagte
Keller-Sutter. Die Onlineplatt-
formen generierten Werbeein-
nahmen. Gleichzeitig präsen-
tierten sie fremde Inhalte, die
sie nicht selber entwickelt hät-
ten. Das müsse man abgelten.
«Ordnungspolitisch ist das eine
saubere Lösung.»

Aus diesen Aussagen lässt
sich schliessen: Keller-Sutter
wird dem Gesamtbundesrat be-
antragen, dass in der Schweiz
ein Leistungsschutzrecht einge-
führt wird. Offen ist, ob ihr das
Gremium zustimmt.

Was sagt Google dazu, dass
die Schweizer Justizministerin
das Geschäftsmodell des Unter-
nehmens mit jenem eines Velo-
diebs vergleicht? Google-Spre-
cher Samuel Leiser will nichts
dazusagen.Erverweist stattdes-
sen auf «partnerschaftliche Ge-

spräche»,dieGooglederzeitmit
denVerlagenführe. Inhalt istder
«Google News Showcase», ein
Lizenzprogramm für Nachrich-
teninhalte. In den Medienhäu-
sern herrscht allerdings die Mei-
nung vor, dass das Modell nicht
genüge, um die geforderten Ab-
geltungen zu erfüllen.

ZunehmenderDruck
aufdieTech-Giganten
Die Techkonzerne stehen unter
zunehmendem Druck der Poli-
tik und der Justiz. Der Vorwurf
lautet,dass sie ihremarktbeherr-
schende Stellung ausnützten
und der Verantwortung im Um-
gang mit irreführenden Inhalten
nicht nachkämen. Das EU-Ge-
richt stützte diese Woche eine
Busse gegen Google in der Höhe
von 2,42 Milliarden Euro wegen
Missbrauchs der Marktmacht.

Francesco Benini

Scharfe Kritik von Bundesrätin Karin Keller-Sutter. Bild: Moritz Schmid

Appell an alle Geimpften:
Missbraucht die Macht der Mehrheit nicht!

Das Zertifikat Schützt euch nicht,
schadet aber allen andern.

Nein
am 28. November

Die Schweiz
überwindet Covid-19 angstfreie-schweiz.ch


